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Hilft der Staat den Bauern für Ernteausfälle 
Der Liechtensteinische Bauernverband gelangte an die Regierung mit  einem Begehren — Schäden werden geprüft 

Das schlechte Wetter dieses Jahres mit 
vielen Niederschlägen ist nicht spurlos an 
der Landwirtschaft vorbeigegangen. Be
sonders die Knollengewächse wurden in 
Mitleidenschaft gezogen, so dass jetzt der 
Bauernverband mit einem Begehren an 
die Regierung gelangte, die Ernteausfälle 
zu erheben und finanziell zu sichern. 

Die  starken u n d  teilweise ü b e r  längere 
Ze i t  anhal tenden Regenfälle störten das  
Wachstum de r  landwirtschaftlichen Kul
turen: Kaum ein Landwirtschaftsprodukt 
konnte  in diesem Jahr  ohne  Probleme 
o d e r  zum besten Zei tpunkt  geerntet  wer
den.  A m  schlimmsten betroffen sind von 
d e n  Unbilden d e r  Na tu r  j ene  Landwirte ,  
die  Knollengewächse - beispielsweise Ka
rot ten ode r  Kartoffeln - anpflanzen. En t 
weder  konnten sich die Ackerfrüchte 
nicht im erhofften Ausmass entwickeln 
o d e r  sie konn ten  gar nicht geerntet  
werden .  

D e r  Bauernverband ist aufgrund de r  
bisherigen u n d  noch zu  erwartenden 
Ernteergebnisse bei der  Regierung vor
stellig geworden. In  einem Schreiben for
de r t  der  Bauernverband,  wie Verbands
präsident Ado l f  Rea l  auf  Anfrage erklär
te ,  die  Aufnahme  von Erhebungen ü b e r  
die Ernteschäden und Ern te t  usfälle. 
Nach  seinen Angaben  konnten  die Karot
t en  in diesem J a h r  zum grössten Teil nicht 
geerntet  werden,  während bei den  Kar 
toffeln zu befürchten ist, dass auch sie 
aufgrund d e r  wasserbedingten Fäulnis 
weniger Er t räge  abwerfen.  

Viehabsatz schlecht 
Schäden o d e r  Ernteausfälle sind nach 

den Ausführungen von Bauernpräsident  
Adol f  Real  auch bei den  Bohnen sowie 
bei den  verschiedenen Getreidesorten zu 
erwarten. Doch  sind die Schäden hier  
noch nicht erfasst. 

Im weiteren lässt nach seinen Angaben  
die Futterqualität z u  wünschen übrig, und  
de r  Viehabsatz ist derzeit ausgesprochen 
schlecht. D e r  Bauernverband fordert  des
halb in seiner Eingabe a n  die Regierung 
die Durchführung einer Sonderausmerz
aktion. 

Die  Regierung befasst sich n u n  mit 
dem Anliegen de r  Bauernschaft .  D e r  Lei
te r  des Landwirtschaftsamtes, Julius 
Ospelt, erklärte au f  Anfrage,  dass zuerst  
die notwendigen Erhebungen  gemacht  
würden. D a s  Landwirtschaftsamt werde  
eine diesbezügliche Stellungnahme an  die  
Regierung abgeben. D i e  Erfassung d e r  
Schäden für  die Knollengewächse dürf te  
nicht allzu schwierig sein, d e n n  Julius 
Ospelt als Lei ter  des Landwirtschaftsam
tes wurde bereits seit einiger Ze i t  mit d e r  
Sachlage konfrontiert .  D ie  Schäden sind 
ihm von verschiedenen Begehungen be
kannt.  ( G . M . )  
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Durch die heftigen Regenfälle im Sommer wurden zahlreiche Gemüsefelder unter 
Wasser gesetzt, was teilweise Ernteeinbussen zur Folge hatte. (Archivbild) 

Vogel: Schluss mit den 
Schüssen an Grenze 

Trier  (AP)  A u c h  a m  vierten Tag  seines 
offiziellen Besuches in Bundesrepublik ist 
SED-Genera lsekre tär  Erich Honecker  
mit de r  Forderung nach Aufhebung des  
Schiessbefehls an de r  innerdeutschen 
Grenze  konfrontiert  worden. Während  
seiner Visite in Rheinland-Pfalz sagte ihm 
Ministerpräsident Bernhard Vogel: «Ins
besondere wünschen wir uns, dass keiner  
mit  Waffengewalt daran gehindert wird 
ode r  an seinem Leben  Schaden erleidet,  
wenn e r  die Grenze  überschreiten möch
te». Honecker  seinerseits hob be im Mit
tagessen einmal m e h r  die zuverlässige Si
cherung des Friedens als wichtigste Frage 
d e r  Politik hervor.  Protokollarischer H ö 
hepunkt  seines rund  fünfstündigen Auf
enthaltes in Tr ie r  war  ein Besuch des  
Karl-Marx-Hauses,  wo e r  50 ro te  Rosen  
niederlegte. 

Vogel Hess d e r  DDR-Delegat ion 
knapp  100 Bittschriften übergeben,  in de
nen menschliche Erleichterungen im Ver
kehr  zwischen beiden Staaten gefordert  
werden.  F ü r  die Beachtung d e r  Men
schenrechte in d e r  D D R  demonstrierten 
in de r  Tr ierer  Innenstadt  auch etwa 200 
Mitglieder de r  Jungen Union .  

Neues Gipfeltreffen 
Washington ( A P )  US-Präsident Ro

nald Reagan hat  die Ansicht vertreten,  
dass Ende  November  der  beste Zei tpunkt  
für ein weiteres Gipfeltreffen mit d e m  
sowjetischen Parteichef Michail Gorba t 
schow wäre. Bei e inem Bankett  für  den  in 
Washington weilenden schwedischen Mi
nisterpräsidenten Ingvar Carlsson sagte 
Reagan ,  nach amerikanischer Ansicht ge
b e  es  G r u n d  zu  grossem Optimismus,  
dass bei den G e n f e r  Verhandlungen eine 
Einigung übe r  d e n  A b b a u  d e r  Mittel
streckenraketen erreicht werden könne .  

«In einigen Punkten  steht die Einigung 
noch aus», sagte Reagan,  «aber wir sind 
alle an d e r  Arbe i t  und hoffen, ein A b 
k o m m e n  zu erreichen.» E r  sagte, es seien 
sowohl Ok tobe r  als auch November  als 
Zei t  für das Gipfeltreffen genannt wor
den,  das  in den U S A  stattfinden soll, und 
fügte hinzu: «Wir glauben, dass E n d e  
November  wahrscheinlich a m  besten 
wäre».  

Laut  «Los Angeles Times» vom Don
nerstag ha t  d e r  Leiter  de r  US-Abrü
stungsbehörde,  Kenneth  Adelman,  er 
klärt ,  die Unterhändler  seien bereits da 
bei,  die letzten Details des Abkommens  
auszuarbeiten. D e r  Zeitung zufolge sagte 
Adelman,  e r  erwarte,  dass das A b k o m 
m e n  E n d e  O k t o b e r  oder  E n d e  November  
unterzeichnet werde.  E r  sagte, die So
wjets seien weit s tärker  bemüht ,  das A b 
k o m m e n  noch vo r  d e m  Ausscheiden Rea 
gans aus  d e m  A m t  unter  Dach u n d  Fach 
z u  bekommen ,  als e r  ursprünglich ange
n o m m e n  habe .  

Kleines Verwirrspiel für eine einfache Sache 
Heute kann bereits über das «Doppelte Ja» abgestimmt werden - demokratische Regelung 

Das «Doppelte Ja» nach dem Abstim
mungsvorschlag scheint noch nicht bei al
len Stimmbürgerinnen und Stimmbür
gern so klar und eindeutig zu sein, wie es 
der Natur der Sache eigentlich entspricht, 
obwohl heute abend bereits zum ersten 
Mal die Urnen in den Gemeinden geöff
net sind. Im Gegensatz zu verschiedenen 
anderen Abstimmungsvorlagen in den 
letzten Jahren erhitzte das «Doppelte Ja» 
die Gemüter auch nicht so stark, obschon 
es sich hier um wichtiges demokratisches 
Anliegen handelt. 

Die FBP  hat  sich im Vorfeld de r  A b 
stimmung klar  für  das «Doppel te  Ja» aus
gesprochen, nachdem der  Impuls für e ine  
Änderung  des  Volksrechtegesetzes von 
einem FBP-Postulat  ausgegangen w a r .  
Auch  die «Freie Liste», die mi t  ihrer  
Volksinitiative die Volksabstimmung aus
löste, warb für  ihr  Anliegen, während d ie  
V U  sich nicht festlegte, meh r  ode r  weni
ger  deutlich jedoch zu verstehen gab, dass  
sie gegen e ine  Änderung  eingestellt sei. 

Einfach und demokratisch 
Das  «Doppel te  Ja» mit Stichfrage ist, 

wie das Beispiel d e r  verschiedenen kanto
nalen Lösungen in  der  Schweiz zeigt, 
nicht die einzige Möglichkeit, den  Volks
willen klar  und eindeutig zu ermitteln.  
Abe r  sie stellt doch eine Möglichkeit d a r ,  
die es erlaubt,  «den freien Willen der  
Stimmbürger zuverlässig und unver
fälscht wiederzugeben», wie FBP-Frak-
tionssprecher Josef Biedermann im Land
tag forderte.  Mit dem «Doppel ten Ja»  
erhält  de r  Stimmberechtigte die Möglich
keit, nicht nur  zweimal mi t  Nein zu ant
worten,  sondern seine Stimmkraft  auch  
zweimal au f  der  Ja-Seite zu dokumentie
ren,  was bisher nicht gestattet  war.  D i e  
Stichfrage, um die sich viele Diskussio
nen  drehen ,  kommt  jedoch nur  zur  A n 
wendung, wenn beide Varianten d e r  A b 
stimmungsvorlage m e h r  als die Hälfte d e r  
gültig abgegebenen Stimmen erreicht ha
ben.  W e n n  nur eine Variante  das  absolu
te Mehr  erhält,  braucht es  die Stichfrage 
nicht. Ebenso  kommt die Stichfrage nicht 

zum Zuge,  wenn beide Vorlagen verwor
fen werden. 
Unklare VU-Haltung 

Die Haltung der  F B P  und  de r  «Freien 
Liste» vor der  Abstimmung ist klar. D a 
gegen drückt sich die V U  vor  e iner  Stel
lungnahme. obwohl gerade sie es  war ,  die 
noch 1985 vor de r  Abstimmung über  die 
Gleichberechtigung von Mann  u n d  Frau  
die damals offene Haltung der  F B P  mit 
scharfen Worten kritisierte. Damals  w a r  
von der  «Jein-Partei» die Rede ,  eine «in
nere Spaltung de r  Partei» wurde diagno
stiziert, von «Meistern des Taktierens» 
gesprochen und  kritisiert: «Anstat t  J a  
oder  Nein sagt man  lieber beides». Die  
Haltung de r  FBP, sich weder  auf  die eine 
oder  andere  Variante festzulegen, son
dern den Bürger übe r  die prinzipiell glei
chen Vorlagen entscheiden zu lassen, 
wurde als «Ausdruck des Unvermögens» 
gebrandmarkt ,  dem Stimmbürger zu er
klären. weshalb die Partei zu keiner E n t 
scheidung fand. So ändern sich die Zei
ten. ( G . M . )  

Liechtensteins Mitarbeit im Europarat erwünscht 
Abschluss des kurzen Besuches von Marcelino Oreja, dem Generalsekretär des Europarates, in unserem Land 

Die Mitarbeit Liechtensteins im Euro
parat ist erwünscht. Diese Aussage mach
te der Generalsekretär des Europarates, 
Marcclino Oreja, beim Zusammentreffen 
mit den liechtensteinischen Parlamentari
ern, die als Delegierte bei der Parlamen
tarischen Versammlung des Europarates 
in Strassburg tätig sind. Die Arbeit des 
Europarates sollte nach seiner Auffas
sung noch mehr in der Öffentlichkeit 
transparent gemacht und gewürdigt 
werden. 

D e r  kurze Aufenthal t  von Generalse
kretär  Ore ja  in unserem Land  wurde in
tensiv für Gespräche auf verschiedenen 
Ebenen  benützt.  Ore ja  t raf  mit S. D .  
Hans  A d a m  u n d  I. D .  Erbprinzessin M a 
rie auf  Schloss Vaduz zusammen,  führte 
ein Gespräch mit Landtagspräsident 
Dr .  Karlheinz Rit ter  und einen Gedan 
kenaustausch mit den  liechtensteinischen 
Delegierten für  das Strassburger Parla
m e n t  und  pflegte auch einen Meinungs
austausch mi t  de r  Regierung. 

Einsatz für Erziehung und Bildung 
Wie verlautete,  interessierte sich G e 

neralsekretär Ore ja  beim Zusammentref
fen mit  den liechtensteinischen Europa
ratsabgeordneten und weiteren Mitglie
dern  des Landtags für verschiedene T h e 
men ,  die aus liechtensteinischer Sicht von  
Interesse sind. E r  informierte übe r  die 
Bemühungen zur  Verbesserung d e r  fi
nanziellen Verhältnisse des Europara tes  
und  die Bestrebungen, nicht n u r  auf  d e m  
Gebie te  de r  Menschenrechte einen Bei-

Der Generalsekretär des Europarates, Marcelino Oreja (rechts), hielt sich am Mittwoch 
und Donnerstag zu einem Besuch in unserem Land auf  und traf dabei au f  Schloss 
Vaduz mit S. D. Erbprinz Hans Adam und I. D. Erbprinzessin Marie zusammen. 

(Bild: Brigitt Risch) 

t rag zu leisten, sondern auch  den Bereich 
de r  Erziehung und Bildung zu fördern .  
V o n  liechtensteinischer Seite wurde Ore 
j a  auch d e r  Wunsch unterbrei tet ,  dass 
sich der  Europara t  ve rmehr t  für den  Na-
tur-  und Umweltschutz einsetze. 

Rolle des Europarates 
I n  Begleitung von S . D .  Prinz Nikolaus 

Möglichst autofrei 
Chur  (spk) Die Bündner  Regierung 

ruft die Kantonseinwohner  dazu auf,  a m  
Bettag nach Möglichkeit a u f  die Benut 
zung des Autos  zu verzichten. Sie ver
steht dies als Empfehlung,  e inen Beitrag 
an den Umweltschutz zu leisten, nicht 
abe r  als G e b o t  oder  Verbot ,  wie die 
Staatskanzlei in e iner  Mitteilung vom 
Donnerstag betont .  

Nach Auffassung de r  B ü n d n e r  Regie
rung ist die sinnvolle Benutzung des  A u 
tos eine Frage des Masses u n d  des  per
sönlichen Verantwortungsbewusstseins.  
Dabei  sei sie sich bewusst, dass viele 
Bündner  angesichts des topographisch 
vielgestaltigen Kantons ode r  aus anderen  
Gründen  au f  das Au to  angewiesen seien.  
Im Mittelpunkt des Eidgenössischen Bet
tages stehe die Gesinnung, un te r  anderm 
auch die Besinnung auf  unser  persönli
ches Verhältnis zur Umwel t .  

sowie Regierungschef Hans  Brunhar t  u n d  
Regierungschef-Stellvertreter D r .  H e r 
bert  Wille gab Generalsekretär  O r e j a  ge
stern mittag in Vaduz e ine  Pressekonfe
renz. Wie  Regierungschef Brunhar t  aus
führte, habe die Regierung mit d e m  G e 
neralsekretär die grunsätzlichen Aspek te  

'des Europarates  diskutiert .  Diese Stand-

(Fortsetzung a u f  Se i te ! )  

Jahresteuerung 
auf zwei Prozent 

Bern (AP)  Die  Jahresteuerung 
hat im August  erstmals seit Januar  
1986 die Zwei-Prozent-Marke er
reicht. D e r  Teuerungsindex stieg im 
Vergleich zum Vormona t  u m  0 ,4  
Prozent. Erstmals seit September  
L985 lag dabei die importierte Jah
resteuerung mit 2.1 Prozent leicht 
über  de r  inländischen von 1,9 Pro
zent. F ü r  die durchschnittliche Jah
resteuerung 1987 erwartet der  stell
vertretende Biga-Direktor Volker  
Kind noch knapp  eine Eins vor  de r  
Null. 

Mit de r  Erhöhung  um 0.4 Prozent  
erreichte d e r  Landesindex der  Kon
sumentenpreise den Stand von 
110,0 (Dezember  1982 = 100) 
Punkten,  wie das  Bundesamt  für 
Statistik (BFS) a m  Donners tag  mit
teilte. Die  Z u n a h m e  ist das  Resultat  
von gegensätzlichen Preisbewegun
gen. Ü b e r  d e m  Stand d e r  Vorerhe
bung liegen die Gruppenindizes  für  
Bildung und  Erholung (3,3 Pro
zent),  F ü r  Heizung und  Beleuch
tung (1,8 Prozent)  sowie für  G e 
tränke und  Tabakwaren  (0,1 Pro
zent). Rückläufig waren  hingegen 
die Gruppenziffern für Nahrungs
mittel ( - 0 , 4  Prozent)  u n d  für Ver 
kehr  (—1,0 Prozent) .  

Die Jahresteuerung,  die  vor  ei
n e m  J a h r  noch bei 0,7 Prozent  gele
gen hat te  und  d a n k  d e m  Basiseffekt 
verbunden mit d e n  tiefen Erdölprei 
sen anschliessend sogar  für  kurze  
Zeit  in d e n  Minusbereich abfiel,  
stieg gegenüber  d e m  V o r m o n a t  v o n  
1,8 auf 2,0 Prozent.  D ie  Zwei-Pro
zent-Marke w a r  letztmals im J a n u a r  
1985 erreicht worden ,  als eine Jah
resteuerung von  2,2 Prozent  regi
striert worden  w a r .  


